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Tenor:

Es wird festgestellt, dass der Darlehensvertrag vom 30.07.2007
über einen Nettokredit in Höhe von 100.000,00 € mit der
Darlehens-Nr. 6 200 125 810 durch den Widerruf des Klägers vom
22.08.2013 beendet worden ist.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 1.358,69 € nebst Zinsen
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem
15.05.2014 zu zahlen.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtstreits tragen der Kläger zu 2/3 und die
Beklagten zu 1/3.

Das Urteil ist für die Parteien in Höhe von 120 % des jeweils zu
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

 

T a t b e s t a n d :

Die Parteien schlossen am 30.07.2007 einen Darlehensvertrag (Nr. 6 200 125 810) über eine
Gesamtsumme in Höhe von 100.000,00 €. Der Kläger verwendete das Geld zur Zahlung des
Kaufpreises des von ihm bewohnten Grundbesitzes. Hierzu hatte er unter dem 19.07.2007
einen notariellen Kaufvertrag geschlossen (UR-Nr. 1586/2007S), der den Kaufpreis zum
31.07.2007 fällig stellte. Zur Sicherung des Darlehens wurde eine erstrangige
Buchgrundschuld  in Höhe von 100.000,00 € im Grundbuch von Ratingen, Blatt X, Flur X,
Flurstück X bestellt. Wegen der weiteren Einzelheiten des Darlehensvertrages wird auf
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Anlage K 5 verwiesen.

Im Zusammenhang mit dem Darlehensvertrag unterzeichnete der Kläger eine ihm ebenfalls
ausgehändigte Widerrufsbelehrung. In der verwendeten Widerrufsbelehrung heißt es:

„Widerrufsbelehrung zu 1 Darlehen Nr. 6 200 125 810

              Widerrufsrecht

              Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen2

              ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist
beginnt frühestens mit Erhalt dieser Belehrung. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

(Name, Firma und ladungsfähige Anschrift des Kreditinstituts, ggf. Fax-Nr., E-Mail-Adresse
und/oder, wenn der Verbraucher eine Bestätigung seiner Widerrufserklärung erhält, auch
eine Internet –Adresse).

X

[…]

Unterhalb der Unterschrift des Klägers befinden sich folgende Fußnotentexte:

              „ 1 Bezeichnung des konkret betroffenen Geschäfts, z.B. Darlehensvertrag vom ….

2 Bitte Frist im Einzelfall prüfen.“

Wegen der diesbezüglichen Einzelheiten wird auf Anlage K 5 Bezug genommen.

In der Folgezeit zahlte der Kläger die vereinbarten monatlichen Zins- und Tilgungsraten in
Höhe von jeweils 529,17 €. Im Januar 2009 stellte er seine diesbezügliche erteilte
Einzugsermächtigung auf eine andere Kontoverbindung um.

Mit Schreiben vom 22.08.2013 erklärte der Kläger den Widerruf des Darlehensvertrages
(Anlage K4). Mit Schreiben vom 09.09.2013 teilte er der Beklagten mit, die weiteren
Darlehensraten unter Vorbehalt zu zahlen und bot an, „den aktuellen Darlehenssaldo zu
zahlen“, Anlage K5.

Der Kläger ist der Auffassung, die streitgegenständliche Widerrufsbelehrung verstoße durch
die Verwendung des Begriffs „frühestens“ gegen das Deutlichkeitsgebot. Da die Belehrung
nicht der Musterwiderrufsbelehrung der Anlage 2 des § 14 BGB-InfoV entspreche, könne sich
die Beklagte auch nicht auf die Gesetzlichkeitsfiktion berufen, weshalb eine inhaltliche
Überprüfung der Belehrung vorzunehmen sei. Vorliegend verstoße die Belehrung - nicht nur
marginal - gegen die Vorgaben der Musterbelehrung, und dies insbesondere im Hinblick auf
die von der Beklagten abweichend eingefügten zwei Fußnoten. Die zweite Fußnote mit dem
Inhalt „Bitte Frist im Einzelfall prüfen“ führe zur Irritationen auf Seiten des Darlehensnehmers.
Des Weiteren weise die Belehrung einen erheblichen Fehler im Bereich der Belehrung zu den
„finanzierten Geschäften“ auf, weil vorliegend zum Einen kein finanziertes Geschäft gegeben
sei, zum Anderen kumulative Belehrungen im zweiten Satz des ersten Absatzes verbundene
Geschäfte beträfen und damit der Darlehensnehmer sich aussuchen könne, auf welche
Vertragsart sich diese Belehrung beziehen solle.
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Der Kläger behauptet weiter, ausweislich der handschriftlichen Berechnungen seines
Prozessvertreters (Anlage 1) belaufe sich der aktuelle Darlehenssaldo auf 87.460,06 €
abzüglich seiner weiterhin gezahlten monatlichen Darlehensraten in Höhe von 529,17 €. Er
müsse an die Beklagte jedenfalls keinen höheren Betrag als 86.822,19 € zahlen.

Der Kläger hat ursprünglich angekündigt zu beantragen,

                            1.

festzustellen, dass der Darlehensvertrag vom 30.07.2007 über einen Nettokredit in Höhe von
100.00,00 € mit der Darlehens-Nr. 6 200 125 810 durch seinen Widerruf vom 22.08.2013 zum
22.08.2013 beendet worden ist;

2.

festzustellen, dass er der Beklagten aus dem Kreditvertrag Nr. 6 200 125 810 zum
30.03.2014 die fällige Restvaluta in Höhe von 87.460,06 € schuldet;

3.

festzustellen, dass die Beklagte sich mit der Annahme der Restvaluta gemäß Klageantrag zu
Ziffer 2 im Annahmeverzug befindet;

4.

die Beklagte zu verurteilen, ihre Zustimmung zur Löschung der im Grundbuch von Ratingen,
Blatt 4276 Abt. 3 zu ihren Gunsten eingetragene Grundschuld im Nennwert von 100.000,00 €
zu erteilen;

5.

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 2.348,94 € nebst gesetzlichem Verzugszins ab
Rechtshängigkeit zu zahlen.

Mit Schriftsatz vom 25.09.2014 hat er seine Klage in Bezug auf den Klageantrag zu Ziffer 2
geändert und um den Hilfsantrag zu Ziffer 2b ergänzt. Mit Schriftsatz vom 15.01.2015 hat er
den Klageantrag zu Ziffer 2 um einen weiteren Hilfsantrag (Ziffer 2a) ergänzt.

Er beantragt daher nunmehr,

                            1.

festzustellen, dass der Darlehensvertrag vom 30.07.2007 über einen Nettokredit in Höhe von
100.00,00 € mit der Darlehens-Nr. 6 200 125 810 durch seinen Widerruf vom 22.08.2013 zum
22.08.2013 beendet worden ist;

2.

festzustellen, dass er der Beklagten aus dem Kreditvertrag Nr. 6 200 125 810 zum
30.03.2014 die fällige Restvaluta in Höhe von 87.460,06 € abzüglich ab dem 01.04.2014
monatlich gezahlter 529,17 € schuldet;

hilfsweise,
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a)

festzustellen, dass er der Beklagten aus dem Kreditvertrag Nr. 6 200 125 810 zum
30.03.2014 nicht mehr als 86.822,19 € abzüglich ab dem 01.04.2014 monatlich gezahlter
529,17 € schuldet;

hilfsweise,

b)

festzustellen, dass er der Beklagten aus dem Darlehensvertrag Nummer 6 200 125 810 nur
die nach Abzug sämtlicher Zahlungen des Klägers an die Beklagte zuzüglich Zinsen in Höhe
von 5 % über dem Basiszinssatz seit Zahlung der einzelnen Raten, die verbleibende
Nettodarlehenssumme nebst Wertersatz in Form banküblicher Verzinsung der
Nettodarlehenssumme schulde;

3.

festzustellen, dass die Beklagte sich mit der Annahme der Restvaluta gemäß Klageantrag zu
Ziffer 2 im Annahmeverzug befindet;

4.

die Beklagte zu verurteilen, ihre Zustimmung zur Löschung der im Grundbuch von Ratingen,
Blatt 4276 Abt. 3 zu ihren Gunsten eingetragene Grundschuld im Nennwert von 100.000,00 €
zu erteilen;

5.

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 2.348,94 € nebst gesetzlichem Verzugszins ab
Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte  beantragt,

              die Klage abzuweisen.

Sie ist der Auffassung, der Widerruf sei verfristet, jedenfalls aber rechtsmissbräuchlich erfolgt
bzw. verwirkt. Die streitgegenständliche Belehrung entspreche der Musterbelehrung sowohl
inhaltlich als auch im Hinblick auf ihre Form. Sie sei lediglich – und zwar allein, um die
Verständlichkeit aus Sicht des maßgeblichen „Durchschnittskunden“ zu erhöhen – sprachlich
geringfügig umformuliert worden. Diese Modifikationen würden sich aber allein auf den
Zusatz für verbundene Geschäfte beziehen, dieser Zusatz sei vorliegend jedoch nicht einmal
erforderlich, da es sich nicht um ein verbundenes Geschäft handele. Die verwendete
Hochzahl sei lediglich ein Bearbeitungshinweis und habe keine Auswirkung auf den Inhalt
oder die Form der Belehrung.

Die Widerrufserklärung des Klägers sei zudem rechtsmissbräuchlich. Sie behauptet, da
dieser bereits den notariellen Kaufvertrag unterzeichnet gehabt und sich gezwungen gesehen
habe, bis zum 31.08.2007 eine Finanzierung des Kaufpreises zu erhalten, hätte er den
Darlehensvertrag vom 30.08.2007 auch bei einer ordnungsgemäßen Widerrufsbelehrung
nicht widerrufen. Der Kläger habe sich die Widerrufsbelehrung nicht einmal durchgelesen.
Mangels Kenntnisnahme des Inhaltes, könnten Abweichungen von der
Musterwiderrufsbelehrung ihn erst recht nicht verwirrt haben.
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Der Kläger habe kein schutzwürdiges Interesse geltend gemacht, das einen Widerruf
rechtfertige. Ihm gehe es allein darum, von dem gesunkenen Zinsniveau zu profitieren.
Zweck eines Widerrufs sei es jedoch, nach einer übereilten Entscheidung die Möglichkeit zu
haben, diese zu überdenken und im Anschluss zu widerrufen. Der Kläger, der vorgetragen
habe, verwirrt und abgelenkt gewesen zu sein, habe bereits in der Besprechung die
Möglichkeit gehabt, Nachfragen zu stellen. Stattdessen habe er die nachfolgenden Raten
gezahlte und selbst im Januar 2009 nach Umstellung der Einzugsermächtigung vorbehaltlos
weitergezahlt, weshalb sie von einem Fortbestand des Vertrages habe ausgehen dürfen. Sie
habe nach sechs Jahren seit Abschluss des Vertrages nicht mehr mit einem Widerruf
rechnen müssen. Ein Widerrufsrecht sei daher, ihrer Auffassung nach, verwirkt gewesen.
Wegen des weiteren diesbezüglichen Vorbringens der Beklagten wird auf die
Klageerwiderung vom 19.08.2014, Bl. 18 ff. GA Bezug genommen.

Sie behauptet weiter, die handschriftliche Berechnung der Restdarlehensvaluta sei nicht
nachvollziehbar. Auch sei nach Auffassung der Beklagten bei der Berechnung der vertraglich
vereinbarte Zinssatz zu berücksichtigen, da dieser als marktüblich gelte. Soweit der Kläger
Nutzungsersatz geltend mache, betreffe dies allein den gezahlten Zinsanteil und nicht die
Tilgungsraten. Auch sei bei einem Immobiliendarlehen lediglich ein Zinssatz von 2,5
Prozentpunkten anzusetzen.

Ferner befinde sie sich nicht im Annahmeverzug, weil ihr die Restdarlehensvaluta
einschließlich Zinsen bisher nicht angeboten worden sei.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die wechselseitig zur Gerichtsakte
gereichten Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen sowie auf die im Folgenden getroffenen
tatsächlichen Feststellungen Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die zulässige Klage ist in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begründet.

I.

Der Feststellungsantrag zu Ziffer 1 ist gemäß § 256 ZPO zulässig und hat auch in der Sache
Erfolg. Die Widerrufserklärung des Klägers vom 22.08.2013 ist wirksam, da dem Kläger
gemäß §§ 495, 355 Abs. 1 BGB in der Fassung vom 02.12.2004 ein Widerrufsrecht zustand,
das zum Zeitpunkt der Erklärung noch nicht erloschen war.

Entgegen der Auffassung der Beklagten hat die zweiwöchige Widerrufsfrist des § 355 Abs. 1
S. 2 BGB a.F. mangels ordnungsgemäßer Belehrung gemäß § 355 Abs. 2 S. 1 BGB a.F.
nicht zu laufen begonnen.

Der mit dem Widerrufsrecht bezweckte Schutz des Verbrauchers erfordert eine umfassende,
unmissverständliche und für den Verbraucher eindeutige Belehrung. Der Verbraucher soll
dadurch nicht nur von seinem Widerrufsrecht Kenntnis erlangen, sondern auch in die Lage
versetzt werden, dieses auszuüben. Er ist daher gemäß § 355 Abs. 2 S. 1 BGB a.F. auch
über den Beginn der Widerrufsfrist eindeutig zu informieren (vgl. Brandenburgisches OLG,
Urteil v. 17.10.2012, Az. 4 U 194/11). An einer solchen hinreichenden Belehrung fehlt es im
vorliegenden Fall, weshalb auch das Widerrufsrecht nicht gemäß § 355 Abs. 3 S. 1 BGB a.F.
sechs Monate nach Vertragsschluss erloschen ist. Unter Beachtung der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofes ist die in der vorliegenden Vertragsurkunde enthaltende
Widerrufsbelehrung hinsichtlich des Beginns der Frist unzureichend (vgl. BGH, Urteil vom
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01.03.2012, Az. III ZR 83/11 m.w.N.).

Durch die Verwendung des Begriffs „frühestens“ wird der Verbraucher nach geltender
Rechtsprechung (vgl. BGB a.a.O.) nicht eindeutig über den Beginn der Widerrufsfrist belehrt.
Der Verbraucher kann der verwendeten Formulierung zwar entnehmen, dass der Beginn des
Fristlaufs gegebenenfalls noch von weiteren Vor-aussetzungen abhängt, er wird jedoch
darüber im Unklaren gelassen, um welche (etwaigen) Umstände es sich dabei handelt.

Ohne Erfolg wendet die Beklagte ein, dass die Widerrufsfrist gleichwohl zu laufen begonnen
habe, weil die Belehrung dem Muster der Anlage 2 zu § 14 Abs. 1 und 3 BGB-InfoV in der bis
zum 31.03.2008 geltenden Fassung entsprochen habe, und sie sich daher auf die
Schutzwirkung des § 14 Abs. 1 BGB-InfoV berufen könne. Entgegen der Auffassung der
Beklagten kann sie sich nicht auf diese Gesetzesfiktion berufen, da sie gegenüber dem
Kläger kein Formular für die Widerrufsbelehrung verwendet hat, das dem Muster der Anlage
2 zu § 14 Abs. 1 und 3 BGB-InfoV in der damaligen Fassung in der jeder Hinsicht entspricht.
Der Bundesgerichtshof hat bereits mehrfach entschieden, dass sich ein Unternehmer auf die
Schutzwirkung des § 14 Abs. 1 BGB-InfoV von vornherein nur dann berufen kann, wenn er
gegenüber dem Verbraucher ein Formular verwendet hat, das dem Muster der Anlage 2 zu §
14 Abs. 1 BGB-InfoV in der jeweils maßgeblichen Fassung sowohl inhaltlich als auch in der
äußeren Gestaltung vollständig entspricht (vgl. BGH, Urteil v. 01.12.2010, Az. VIII ZR 82/10;
BGH, Urteil v. 01.03.2012, Az. III ZR 83/11; BGH, Urteil v. 18.03.2014, Az. II ZR 109/13).
Dies ist vorliegend nicht der Fall.

Die verwendete Widerrufsbelehrung enthält zwei Fußnotenverweise ( „ zu 1 “ sowie „Sie
können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen 2 “ […]), die in dem Mustertext
nicht enthalten sind und damit eine Abweichung hiervon darstellen.

Bei den eingefügten Fußnoten handelt sich sowohl um eine formale Abweichung vom
Mustertext als auch um eine inhaltliche, da insbesondere die Ausführung zur zweiten
Fußnote („Bitte Frist im Einzelfall prüfen“) eine Aufforderung an den Kunden beinhaltet, die
der Mustertext nicht vorsieht. Hierbei handelt es sich auch nicht um eine marginale
Abweichung zum Mustertext, da der Kunde – insbesondere durch die Ausführungen zur
zweiten Fußnote – den Eindruck gewinnen kann, er müsse den Fristbeginn selbständig
prüfen. Dies führt ganz offensichtlich zu weiteren Unklarheiten des Verbrauchers hinsichtlich
des Fristbeginns (so auch: OLG München, Urteil v. 21.10.2013, Az., 19 U 1208/13,
Brandenburgisches OLG a.a.O). Die streitgegenständliche Widerrufsbelehrung kann daher
nicht an die Fiktionswirkung des § 14 Abs. 1 BGB-InfoV anknüpfen.

Die Kammer folgt damit nicht der in der Rechtsprechung teilweise verfolgten Auffassung,
wonach eine Abweichung vom Mustertext durch die eingefügten Fußnotenverweisungen nicht
ersichtlich sei, da sich lediglich die Ziffern in dem Belehrungstext befänden, während der
dazugehörige Text zum Einen unterhalb der Unterschrift des Darlehensnehmer stehe und
diese sich zum Anderen erkennbar an den Sachbearbeiter der Bank wende (vgl. LG Berlin
GWR 2013, S. 232; LG Hagen, Urteil v. 30.10.2014, Az. 9 O 73/14; LG Nürnberg-Fürth, Urteil
v. 13.03.2014, Az. 10 O 7640/13).

Fußnoten ist es immanent, dass sie als Ziffern im Text erkennbar sind und sich der
dazugehörige Text am Ende der Seite befindet. Eine Fußnote ist eine Anmerkung, die im
Druck-Layout aus dem Fließtext ausgelagert wird, um den Text flüssig lesbar zu gestalten.
Angesichts dessen bezieht der Leser (automatisch) durch die Fußnotenverweise den Text
der Fußnoten in den Belehrungstext mit ein. Die teilweise angenommene Trennung (vgl. LG
Berlin a.a.O.) ist lebensfremd und widerspricht dem Sinn und Zweck der Verwendung einer
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Fußnote.

Soweit die Beklagte die Auffassung, vertritt die Fußnote richte sich ganz offensichtlich an ihre
Mitarbeiter (so auch: LG Berlin a.a.O, LG Hagen a.a.O, LG Nürnberg-Fürth a.a.O.), die nach
Prüfung die jeweils einschlägige Frist einsetzen sollten, überzeugt dies nicht, denn wenn es
sich um eine Art Arbeitsanweisung für Mitarbeiter handeln soll, erklärt das nicht, warum die
Fußnote dann in der Ausfertigung für den Verbraucher verblieben ist.

Auch ist dem Inhalt der Fußnote nicht zweifelsfrei zu entnehmen, dass es sich hierbei allein
um eine Anweisung an den Sachbearbeiter handelt. Die Formulierung „Bitte Frist im Einzelfall
prüfen“ ist nicht ergänzt durch die Nennung eines potentiellen Adressaten wie etwa
„Anweisung an Sparkassen-Mitarbeiter“ o.ä. und kann vom Kunden durchaus so verstanden
werden, dass er die in Betracht kommende Frist zu ermitteln hat. Die durch diese
missverständliche Formulierung entstehenden Unsicherheiten können nach Auffassung der
Kammer nicht zu Lasten des Widerrufsberechtigten gehen.

Ohne Erfolg wendet die Beklagte in diesem Zusammenhang ein, dass der Kläger die
Widerrufsbelehrung nicht gelesen habe und damit auch keine (weitere) Unklarheit bei ihm
entstehen konnte. Für die Frage der Abweichung von dem Muster in Anlage 2 zu § 14 Abs. 1
und 3 BGB-InfoV und der hieran anknüpfenden Fiktion kommt es nicht auf den Leser im
Einzelfall an, vielmehr ist allein der objektive Empfängerhorizont maßgebend (vgl. hierzu
BGH, Urteil v. 15.08.2012, Az. VIII ZR 378/11 m.w.N.; OLG Karlsruhe, Urteil v. 08.12.2011,
Az. 9 U 52/11; Landgericht Dessau-Roßlau, Urteil v. 15.03.2013, Az. 1 T 338/12). Von daher
war auch der als Beweismittel für die Behauptung der Beklagten angegebenen
Parteivernehmung nicht nachzugehen.

Angesichts der bereits festgestellten Abweichung von der Musterbelehrung kann
dahingestellt bleiben, ob die Belehrung in Bezug auf den Zusatz zu finanzierten Geschäften
ebenfalls fehlerhaft ist.

Der am 22.08.2013 eingelegte Widerruf des Klägers war damit nicht verfristet.

Auch eine Verwirkung des Widerrufsrechts i.S.d. § 242 BGB ist - entgegen der Auffassung
der Beklagten – nicht gegeben.

Zwar hat das Oberlandesgericht Düsseldorf in seiner Entscheidung vom 09.01.2014 (Az. I-14
U 55/13) entschieden, dass das für eine Verwirkung erforderliche Zeitmoment bereits nach
fünf Jahren angenommen werden könne, was vorliegend erfüllt wäre. Eine Verwirkung
scheitert vorliegend jedoch jedenfalls daran, dass das ebenfalls erforderliche sogenannte
Umstandmoment nicht vorliegt (vgl. hierzu OLG Nürnberg WM 2014, S. 1953 m.w.N.). In dem
vom 14. Senat des Oberlandesgerichts Düsseldorf zu entscheidenden Fall (vgl. OLG
Düsseldorf a.a.O) war der Widerruf des Vertrages erst fünf Jahre nach vollständiger
beiderseitiger Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Kreditvertrag erfolgt. Dies ist
vorliegend nicht der Fall. Unstreitig war der streitgegenständliche Darlehensvertrag bis zum
Schluss der mündlichen Verhandlung nicht abgelöst worden, weshalb eine Verwirkung auch
unter Berücksichtigung der Entscheidung des 14. Senats des Oberlandesgerichts Düsseldorf
nicht angenommen werden kann.

Auch sonst sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, die eine Verwirkung des Widrrufsrechts
i.S.d. § 242 BGB stützen.
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Zwar ist zwischen den Parteinen unstreitig, dass der Kläger seinen Darlehensverpflichtungen
uneingeschränkt Folge geleistet und darüber hinaus im Jahr 2009 seine diesbezügliche
Einzugsermächtigung geändert hat.

Allein die ordnungsgemäße, regelmäßige Tilgung eines Kreditvertrages reicht jedoch zur
Begründung eines Vertrauensschutzes i.S.d. § 242 BGB nicht aus. Denn hierbei handelte es
sich lediglich um die vertraglich geschuldete Verpflichtung des Darlehensnehmers. Der
Darlehensnehmer konnte und musste mangels ordnungsgemäßer Belehrung über sein
Widerrufsrecht davon ausgehen, dass er mangels Möglichkeit, vom Vertrag Abstand nehmen
zu können, seiner vertraglich geschuldeten Verpflichtung nachkommen musste, um
finanzielle Nachteile bei einer Nichtleistung zu vermeiden. Gleiches gilt, soweit der Kläger
seine Einzugsermächtigung im Jahr 2009 geändert hat. Auch dies stellte lediglich seine
vertragliche geschuldete Leistung sicher.

Soweit die Beklagte zudem einwendet, der Widerruf sei rechtsmissbräuchlich i.S.d. § 242
BGB erfolgt, vermag auch dieser Einwand nicht durchzugreifen.

Ist eine Widerrufsbelehrung unwirksam, so weiß der Belehrte regelmäßig nicht, dass er den
Vertrag gegebenenfalls noch widerrufen kann. Ein Vertrauenstatbestand zugunsten
desjenigen, der die Belehrung nicht bzw. nicht richtig erteilt hat, kann daher regelmäßig nicht
entstehen (BGH, Urteil v. 12.12.2005, Az. II ZR 327/04). So entschied der Bundesgerichtshof
jüngst mit Urteil vom 05.05.2014 (IV ZR 76/11) im Hinblick auf § 5a VVG a.F., dass die
dortige Beklagte schon deshalb kein schutzwürdiges Vertrauen in Anspruch nehmen könne,
weil sie die Situation selbst herbeigeführt habe, indem sie dem Kläger keine
ordnungsgemäße Widerspruchsbelehrung erteilt habe. Ist dem Belehrenden an
Rechtssicherheit gelegen, so steht es ihm frei, durch die Nachholung der Widerrufsbelehrung
die Widerrufsfrist in Gang zu setzen (Palandt-Grüneberg, BGB-Kommentar 73. Auflage 2014,
§ 242 Rdnr. 107). Dies ist vorliegend nicht erfolgt.

Die Beklagte hat danach durch ihr eigenes Verhalten – der Verwendung einer unwirksamen
Widerrufsbelehrung – dem Kläger ein unbefristet bestehendes Widerrufsrecht eingeräumt.
Sie kann sich daher ihrerseits nicht darauf berufen, es sei treuwidrig, dass der Kläger dieses
Recht, das sie ihm selbst eingeräumt hat, nunmehr in Anspruch nimmt und ausübt. Bei
Ausübung seines Widerrufsrechts innerhalb der Widerrufsfrist hat der Darlehensnehmer
weder ein schutzwürdiges Interesse nachzuweisen, noch darzulegen, aus welchen Gründen
er sein Widerrufsrecht ausübt, § 355 Abs.1 S. 4 BGB. Dieses Recht muss ihm auch dann
zustehen, wenn er sein Widerrufsrecht mangels eines Fristablaufs zu einem späteren
Zeitpunkt ausübt. Würde sich die Beklagte auf eine Treuwidrigkeit der Ausübung des durch
ihr Verhalten ausgelösten unbefristeten Widerrufsrechts berufen können, würde der Kläger im
Ergebnis so gestellt werden, als sei die Widerrufsbelehrung wirksam gewesen und ein
Widerrufsrecht nicht (mehr) gegeben. So würde die Belehrung gerade jene Wirkung ausüben,
die ihr von Rechts wegen versagt ist und der bezweckte Verbraucherschutz hierdurch
unterlaufen werden (vgl. hierzu: BGH Urteil v. 15.05.2014, Az. III ZR 368/13).

Vor diesem Hintergrund hat der Kläger - entgegen der Auffassung der Beklagten -  weder ein
schutzwürdiges Interesse am Widerruf seines Darlehensvertrages darzulegen, noch ist ihm
anzulasten, er habe die Widerrufsbelehrung nicht gelesen und hätte angesichts bestehender
Zeitnot im Hinblick auf die fällige Kaufpreiszahlung ohnehin – auch bei ordnungsgemäßer
Belehrung – den Darlehensvertrag nicht widerrufen. Diesen Einwänden der Beklagten war
auch nicht im Rahmen einer Beweisaufnahme nachzugehen, da der Kläger nicht verpflichtet
ist, diese Nachweise zu erbringen. Da ein Vertrauenstatbestand – wie bereits ausgeführt – für
die Beklagte nicht bestand, konnte der Kläger gemäß den gesetzlichen Vorgaben sein
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Widerrufsrecht ausüben. Danach bedurfte es einer Widerrufserklärung, die den
Anforderungen des § 355 Abs. 1 BGB genügt. Dies ist bei der Widerrufserklärung vom
22.08.2013 unstreitig der Fall.

II.

Der Klageantrag zu Ziffer 2  hat in der Sache indessen weder in Bezug auf den Hauptantrag
noch hinsichtlich der gestellten Hilfsanträge Erfolg. Soweit der Hauptantrag sich auf ein
Restvaluta in Höhe von 87.460,06 € bezieht, ist bereits nicht schlüssig dargelegt, wie der
Kläger diese Summe im Einzelnen berechnet hat. Ohne Erfolg stützt der Kläger sein
Vorbringen auf die als Anlage zur Gerichtsakte gereichte handschriftliche Berechnung, die –
insbesondere auch mangels Lesbarkeit – für die Kammer in keiner Weise nachvollziehbar
und damit überprüfbar ist.

Gleiches gilt, soweit der Kläger im Hilfsantrag festgestellt haben will, dass er der Beklagten
aus dem Kreditvertrag Nr. 6 200 125 810 zum 30.03.2014 nicht mehr als 86.822,19 €
abzüglich ab dem 01.04.2014 monatlich gezahlter 529,17 € schuldet. Auch insoweit ist nicht
nachvollziehbar, wie der Kläger diese Summe errechnet hat.

Auch der weitere hilfsweise gestellt Antrag, festzustellen, dass der Kläger der Beklagten aus
dem Darlehensvertrag Nummer 6 200 125 810 nur die nach Abzug sämtlicher Zahlungen an
die Beklagte zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 % über dem Basiszinssatz seit Zahlung der
einzelnen Raten, die verbleibende Nettodarlehenssumme nebst Wertersatz in Form
banküblicher Verzinsung der Nettodarlehenssumme schulde, hat in der Sache keinen Erfolg.

Entgegen der Auffassung des Klägers schuldet er der Beklagten nicht zwangsläufig
Wertersatz in Form banküblicher Verzinsung. Vielmehr muss er dafür darlegen, dass die
bankübliche bzw. marktübliche Verzinsung unterhalb der vertraglich vereinbarten Verzinsung
lag. Dies hat der Kläger jedoch nicht vorgetragen.

Bei einem erfolgreichen Widerruf wandelt sich das Schuldverhältnis in ein
Rückgewährschuldverhältnis um. Seit dem 13.6.2014 enthält zwar§ 357 a BGB
abschließende Regelungen über die Rechtsfolgen des Widerrufs von Verträgen über
Finanzdienstleistungen. Für Verbraucherverträge, die vor dem 13.6.2014 abgeschlossen
wurden, gilt die Norm allerdings nicht,  Artikel 229 § 32 Abs. 1 EGBGB. Vielmehr sind danach
die Regelungen des BGB in der bis zu diesem Tag geltenden Fassung anzuwenden,
wodurch für die Altverträge auf Grund der Verweisung in§ 357 Abs. 1 BGB die Vorschriften
über den Rücktritt (§§ 346 ff. BGB) einschlägig sind. Nach § 346 Abs. 1 BGB sind die
empfangenen Leistungen zurückzugewähren und die gezogenen Nutzungen herauszugeben
bzw. es ist nach § 346 Abs. 2 BGB Wertersatz zu leisten. Danach ist dem Darlehensgeber
die ausgezahlte Nettodarlehenssumme zurückzugewähren. Hinsichtlich des erhaltenen
Darlehens schuldet der Darlehensnehmer ferner Wertersatz für die zeitlich begrenzte
Möglichkeit der Kapitalnutzung (vgl. hierzu: OLG Düsseldorf, Urteil v. 17.01.2013, Az. I-6 U
64/12).

Nach § 346 Abs. 2 Hs. 1 BGB ist der vertraglich vereinbarte Darlehenszins bei der
Berechnung des Wertersatzes zu Grunde zu legen. Allerdings steht dem Darlehensnehmer
nach § 346 Abs. 2, S. 2 Hs. 2 BGB der Nachweis offen, dass der Wert des Gebrauchsvorteils
niedriger war. Dadurch kann statt des vertraglich vereinbarten Darlehenszinses der unter
Umständen deutlich günstigere Marktzins, das heißt eine objektive Größe, maßgeblich sein
(vgl. hierzu BGH, Urteil v. 12.11.2002, Az. XI ZR 47/01: KG Berlin, Urteil v. 22.12.2014, Az.
24 U 169/13; OLG Köln, Beschluss vom 19.06.2013, Az. 13 U 122/12; OLG Düsseldorf, Urteil
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v. 17.01.2013, Az. I-6 U 64/12)).

Dass der marktübliche Zinssatz für ein vergleichbares Darlehen zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses geringer gewesen ist, hat der Kläger nicht vorgetragen. Damit kann jedoch
nicht festgestellt werden, dass er – wie beantragt  - bei der Wertersatzberechnung auf eine
marktübliche/banküblich Verzinsung zurückgreifen kann.

III.

Auch der Feststellungsantrag, dass sich die Beklagte mit der Annahme der Restvaluta
aufgrund des Schreibens des Klägers vom 09.09.2013 im Annahmeverzug befindet, hat in
der Sache keinen Erfolg. Die Voraussetzungen für einen Annahmeverzug, § 293 BGB, liegen
nicht vor. In dem Schreiben vom 09.03.2013 hat der Kläger lediglich „den aktuellen
Darlehenssaldo“ angeboten, ohne einen konkreten Betrag zu beziffern und ohne den
Anspruch der Beklagten auf Wertersatz zu berücksichtigen. Der Beklagten ist mangels dieser
Angaben die Leistung nicht verzugsauslösend angeboten worden.

IV.

Entsprechend hat auch der Klageantrag zu Ziffer 4, die Zustimmung auf Löschung der
eingetragenen Grundschuld im Grundbuch von Ratingen, Blatt 4276 Abt. 3 im Nennwert von
100.000,00 €, in der Sache keinen Erfolg. Ein Anspruch hierauf besteht mangels eines
Annahmeverzuges seitens der Beklagten erst nach Rückzahlung der Restdarlehensvaluta
zuzüglich Wertersatz. Dies ist bisher nicht erfolgt.

V.

Der zuerkannte Anspruch auf vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten nebst Zinsen ergibt sich
aus §§ 280 Abs. 1, 288, 291 BGB. Hierbei ist jedoch nur der Geschäftswert zugrundezulegen,
der seiner Höhe nach dem Streitwert der berechtigten Forderung entspricht (vgl. Palandt-
Heinrichs, BGB-Kommentar 73. Auflage 2014, § 249 RdNr. 39). Im Übrigen ist die Klage
daher abzuweisen.

VI.

Der Inhalt nachgelassenen Schriftsatzes der Beklagten vom 09.02.2015 gab keinen Anlass
zur Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung i.S.d des § 156 ZPO, da kein
entscheidungserheblicher neuer Tatsachenvortrag erfolgt ist.

VII.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige
Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 ZPO.

Streitwert:                                bis 90.000,00 €

Klageantrag zu Ziffer 1: bis 30.000,00 €

Klageantrag zu Ziffer 2: bis 30.000,00 €

Klageantrag zu Ziffer 3,5:                 0,00 €

Klageantrag zu Ziffer 4: bis 30.000,00 €
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Wenzel
Dr.
Webler

Richterin

Dr. Schumacherist wegen der Abordnung an ein Amtsgericht an der
Unterschrift gehindert.

Wenzel

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch dieses
Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,

a) wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder

b) wenn die Berufung in dem Urteil durch das Landgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung dieses
Urteils schriftlich bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf, Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf,
eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils (Datum des
Urteils, Geschäftsnummer und Parteien) gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die
Erklärung, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Oberlandesgericht Düsseldorf zu
begründen.

Die Parteien müssen sich vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf durch einen Rechtsanwalt
vertreten lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die Berufungsbegründungsschrift
von einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen
Urteils vorgelegt werden.
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